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1. Andreas Bammatter: Unterstitzungsbeitrage an die Pflege und Betreuung

Das Auszahlen von Unterstiitzungsbeitragen an die Pflege und Betreuung zu Hause tragt zur Kos-
tendampfung der Gesundheitskosten (z.B. Restkosten im stationaren Bereich) bei. Jede Verzdge-
rung oder Vermeidung von einem Eintritt in eine stationare Pflegeinstitution sorgt fir eine Einspa-
rung der kommunalen Gesundheitskosten. Geméass Aussage des Kantons BL hatten im Februar
2025 alle Gemeinden die Hinweise erhalten sollen, ob diese Beitrage sozialversicherungs- und
steuerpflichtig sind.

Beantwortung der Fragen

Die Fragen werden von der Volkswirtschafts- und Gesundheitsdirektion beantwortet.

1.1. Frage 1: Wann werden die Gemeinden verbindlich informiert?

Das Amt fir Gesundheit der Volkswirtschafts- und Gesundheitsdirektion (VGD) stellt den Gemein-
den ein Musterreglement «Beitrdge an die Pflege und Betreuung zu Hause» inkl. Erlauterungen
zur Verfligung.

Auf dieser Grundlage hat die Finanz- und Kirchendirektion (FKD) Fragen zur Steuerpflicht erdrtert
und allen Gemeinden am 28. April 2025 das dieser Antwort beiliegende, klarende Schreiben zuge-
stellt.

2. Jan Kirchmayr: Wie weiter mit der S-Bahn-Haltstelle Dornach Apfelsee?

Die Gemeinde Dornach plant in den nachsten Jahren die Entwicklung des Metalli-Areals (auch
Wydeneck genannt). Dort sollen in Zukunft bis zu 1°800 Menschen wohnen. Wann die Entwicklung
realisiert wird, ist allerdings noch offen. Derzeit geht man von 15-20 Jahren aus bis das Areal
komplett entwickelt ist. Viele Faktoren sind jedoch mit Risiken behaftet: Um nur eine Unsicherheit
zu nennen: Es ist unklar, welche Schadstoffe im Boden vorhanden sind und zu welchen Verzége-
rungen dies flhren kdnnte.

Die SBB plant in Absprache mit den Kantonen Solothurn und Basel-Landschaft den Bau einer
neuen S-Bahn-Haltestelle Dornach Apfelsee. Die Kosten belaufen sich auf rund 14 Millionen Fran-
ken. Zurzeit sind bei den SBB Sparplane im Gang. Es stellt sich die Frage, ob diese neue Halte-
stelle von den SBB priorisiert wird, wenn das Areal erst in 15-20 Jahren tatsachlich vollstandig rea-
lisiert wird. Gleichzeitig fihrt die zusatzliche S-Bahn-Haltestelle zu einer Verlangerung der Reise-
zeit fur die Bevolkerung des Laufen- und Birstals.



https://bl-api.webcloud7.ch/politik-und-behorden/direktionen/volkswirtschafts-und-gesundheitsdirektion/amt-fur-gesundheit/alter/vernetzte-gesundheit/download-vernetze-gesundheit/musterreglement-beitraege-an-die-pflege-und-betreuung-zu-hause.pdf
https://bl-api.webcloud7.ch/politik-und-behorden/direktionen/volkswirtschafts-und-gesundheitsdirektion/amt-fur-gesundheit/alter/vernetzte-gesundheit/download-vernetze-gesundheit/erlaeuterungen-musterreglemen-beitraege-an-die-pflege-und-betreuung-zu-hause.pdf
https://www.hiag.com/de/portfolio/arealportraits/dornach/
https://www.trireno.org/files/trireno/daten/pdf/projektdatenblaetter/projektdatenblatt-14.pdf
https://www.trireno.org/files/trireno/daten/pdf/projektdatenblaetter/projektdatenblatt-14.pdf
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Um das neu zu entwickelnde Areal und das bestehende Wohnquartier Apfelsee optimal zu verbin-
den, hat die Gemeinde Dornach eine rund 13 Millionen Franken teure Velounterfiihrung geplant.
Diese wurde jedoch am 13. April von der Dornacher Stimmbevdlkerung mit 55 Prozent Nein-
Stimmen abgelehnt.

Beantwortung der Fragen
Die Fragen werden von der Bau- und Umweltschutzdirektion beantwortet.

2.1. Frage 1: Welchen Nutzen sieht der Regierungsrat in der S-Bahn Haltestelle Apfelsee
fur die Baselbieter Bevdlkerung?

Die S-Bahnhaltestelle Dornach Apfelsee hat zweierlei direkten Nutzen fir die Baselbieter Bevolke-
rung:

1. Die Haltestelle erschliesst Teile der Gemeinde Aesch und ermdglicht diesen einen di-
rekten Bahnzugang. Desweitern profitieren Reisende aus anderen Teilen des Basel-
biets mit Ziel im Bereich Dornach Apfelsee von attraktiveren Verbindungen.

2. Die Haltestelle ist ein wichtiger Baustein fur ein funktionierendes Gesamtverkehrssys-
tem in der Birsstadt. Mit der Haltestelle kann ein grosser Teil des Verkehrsaufkom-
mens, das durch die geplanten Wohnungen und Arbeitsplatze auf den naheliegenden
Entwicklungsarealen entsteht, mit der S-Bahn abgewickelt und dadurch die zuséatzli-
che Belastung des Strassennetzes moglichst gering gehalten werden.

Grundsatzlich ist eine regionale Sichtweise, welche die funktionalen R&ume beriicksichtigt und
somit Uber die Kantonsgrenzen «hinausdenkt», angezeigt. Fur weiteren Informationsbedarf dazu
wird auf das Raumkonzept und das Mobilitatskonzept der Birsstadt verwiesen.

2.2. Frage 2: Die S-Bahn-Haltestelle Dornach Apfelsee soll vor der Realisierung und dem
Bezug des Areals Wydeneck (geplant 2030) in Betrieb genommen werden. Mit wel-
chem Fahrgastpotenzial kalkuliert der Regierungsrat fur diese S-Bahn-Haltestelle?

Die SBB hat im Rahmen der Planungsarbeiten fiir die S-Bahnhaltestelle Dornach Apfelsee eine
detaillierte Umfeldanalyse durchgefiihrt, welche unter anderem auch der Dimensionierung der
Publikumsanlagen dient. Die Umfeldanalyse geht bei Inbetriebnahme (2030) von einem Fahrgast-
aufkommen von rund 2'500 Ein-/Aussteigenden pro Werktag aus. Langfristig wird eine Verdoppe-
lung auf 5'000 bis 6'000 Ein-/Aussteigende pro Werktag prognostiziert, wobei die Nutzung der Hal-
testelle sehr stark von der Entwicklung der Areale Wydeneck und Widen Nord abhangig ist. Zum
Vergleich: Der Bahnhof Dornach-Arlesheim wies letztes Jahr rund 5'200 Ein-/Aussteigende pro
Werktag auf.

2.3. Frage 3: Welche Informationen hat der Regierungsrat tber die Absichten der SBB? Ist
die Inbetriebnahme weiterhin fiir 2030 geplant?

Der Zeitplan des Projekts sieht unveréandert die Inbetriebnahme der S-Bahnhaltestelle Dornach

Apfelsee per Fahrplanwechsel im Dezember 2030 vor.

3. Michel Degen: Abermals Bauarbeiten im Waldenburgertal?

Bereits in den vergangenen Jahren fanden im Waldenburgertal zahlreiche bauliche Massnahmen
statt, insbesondere im Rahmen der Erneuerung der Waldenburgerbahn. Im Tal macht nun jedoch
das Gerlicht die Runde, dass bestehende Infrastrukturen erneut «aufgerissen» werden sollen. Es
steht der Verdacht im Raum, dass abermals erhebliche Belastungen fiir Bevolkerung und Unter-
nehmen drohen — trotz der Hoffnung auf ruhigere Jahre nach Abschluss der vergangenen Baupro-
jekte.

Beantwortung der Fragen
Die Fragen werden von der Bau- und Umweltschutzdirektion beantwortet.
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3.1. Frage 1: Uber welche kiinftigen baulichen Massnahmen im Waldenburgertal ist die
Regierung derzeit informiert?

Im Sommer 2025 muss durch das Tiefbauamt noch der Bachdurchlass Weidbachli in Holstein er-
neuert werden; diese Arbeiten werden ca. 2-3 Monate dauern.

Bzgl. Wasserbau sind keine grossen Baustellen geplant. Es gibt aber immer wieder kleinere Un-
terhaltsarbeiten, vor allem nach Hochwasserereignissen. Moglicherweise sind noch bauliche An-
passungen an der Sohle der Vorderen Frenke in Niederdorf notwendig.

Seitens der BLT sind in den nachsten Jahren keine grésseren Bauarbeiten geplant. Regelmassige
Unterhaltsarbeiten wie zum Beispiel das Stopfen der Geleise, das Schleifen der Schienen oder das
Spulen der Sickerleitungen werden jeweils in langen Nachten im Frihling und Herbst durchgefuhrt.
Dazu wird der Bahnbetrieb ab ca. 21 Uhr eingestellt und bis Betriebsschluss durch Busse ersetzt.
Auch die Weiterentwicklung zum teilautonomen Fahren bedingt keine speziellen Bauarbeiten.

3.2. Frage 2: Welche Ursachen liegen diesen neuerlichen Bauarbeiten zugrunde?

Die Arbeiten am Bachdurchlass Weidbachli konnten nicht mehr im Zuge der erfolgten Bauarbeiten
fur die Waldenburgerbahn durchgefuhrt werden, da die Zeit dafir nicht mehr ausreichte und noch
kein entsprechendes Massnahmenprojekt vorlag.

Wasserbau: Sohlenverbauungen unterliegen der Dynamik eines Gewassers. Einerseits verursa-
chen Hochwasser Schaden und Erosionen, anderseits kdnnen auch eingebaute Strukturelemente
eine falsche Wirkung zeigen. In beiden Fallen fuhrt der Gewasserunterhalt kleinere Unterhaltsar-
beiten durch.

3.3. Frage 3: Warum wurden die nun geplanten Bauarbeiten nicht bereits gemeinsam mit
den friheren Projekten koordiniert, um die Belastung fir Bevolkerung und Unterneh-
men zu minimieren?

Siehe Antwort zu Frage 3.2. Die Einschrankungen fir den Verkehr und die Bevolkerung werden
mdglichst klein gehalten. Da der Bauvorgang mit der verantwortlichen Unternehmung erst bis ca.
Ende Mai definiert wird, ist noch nicht bekannt, ob und wie lange eine Lichtsignalanlage mit einer
einspurigen Verkehrsflihrung nétig sein wird; die Strecke wie auch die Dauer der einspurigen Fih-
rung werden aber so kurz wie méglich gehalten.

Wasserbau: Diese Eingriffe sind entweder auf spatere Hochwasserereignisse (Sommer 2024) zu-
rickzufihren oder sind kleinere Korrekturarbeiten, wo sich die Wirkung der Strukturelemente erst
mit der Zeit zeigt.

4.  Stephan Ackermann: PFAS auch in unserem Trinkwasser

Im Kanton Baselland gibt es PFAS-Belastungen im Grundwasser, auch durch frihere Feuerweh-
reinsétze mit Loschschaum. Die Werte rund um den EuroAirport liegen deutlich Gber dem kom-
menden EU-Grenzwert fur Trinkwasser. Das Baselbiet ist gefordert, die Situation zu Uberwachen
und auf strengere Grenzwerte ab 2026 vorbereitet zu sein.

Im Kanton Baselland sind PFAS, auch durch den friiheren Einsatz von Loschschaum bei Feuer-
wehreinsatzen, im Grundwasser nachweisbar. Die Stoffe sind langlebig, schwer abbaubar und
gesundheitlich bedenklich. Aktuelle Messungen zeigen, dass die PFAS-Summenwerte im Umfeld
des EuroAirports zwischen 240 ng/l und 400 ng/l liegen — das ist deutlich Gber dem EU-Grenzwert
von 100 ng/l, der in der Schweiz voraussichtlich ab 2026 tibernommen wird. Nach aktuellem
Schweizer Recht werden die Grenzwerte noch eingehalten, aber die Behérden und Wasserversor-
ger missen sich auf strengere Vorgaben und mégliche Sanierungsmassnahmen vorbereiten. Die
Hauptverantwortung fiir die Uberwachung und allfallige Sanierungen liegt beim Kanton, die Kos-
tenfrage ist jedoch komplex, da das Verursacherprinzip gilt, aber die Verursacher (z.B. Deponien,
Industrie, Feuerwehren) oft schwer eindeutig zu bestimmen sind. Die Situation am EuroAirport
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zeigt exemplarisch, wie gross die Herausforderung sein kann: Es braucht Monitoring, technische
Ldsungen, eine Klarung der Zustandigkeiten und eine entsprechende Finanzierung.

Beantwortung der Fragen

Die Fragen werden von Volkswirtschafts- und Gesundheitsdirektion (FF) und der Bau- und Um-
weltschutzdirektion (MB) beantwortet.

4.1. Frage 1: Wie viele Trinkwasserfassungen im Kanton Baselland sind aktuell von PFAS-
Belastungen, welche tber den aktuellen Grenzwerten bzw. tiber dem ab 2026 erwarte-
ten Grenzwert von 100 ng/l liegen, betroffen, und wie hoch sind die gemessenen Werte
sowie die genutzte Wassermenge in diesen Trinkwasserfassungen?

Das Amt fir Lebensmittelsicherheit und Veterindrwesen (ALV) hat mehrfach alle BL-Trinkwasser
auf PFAS untersucht. Die Werte sind auf der Homepage des Kantons BL veroéffentlicht:

— Fur PFAS: https://bl-api.webcloud?.ch/politik-und-behorden/direktionen/volkswirtschafts-und-
gesundheitsdirektion/lebensmittelsicherheit-und-
veterinarwesen/publikationen/kampagnenberichte/alle-kampagnenberichte/kampagnenbericht-
2022-pfas-im-trinkwasser.pdf

— Fur TFA: https://bl-api.webcloud?7.ch/politik-und-behorden/direktionen/volkswirtschafts-und-
gesundheitsdirektion/lebensmittelsicherheit-und-
veterinarwesen/publikationen/kampagnenberichte/alle-kampagnenberichte/2022-
studienbericht ultra-kurzkettige-pfas-in-trinkwasser.pdf

Aktuell gultige Hochstwerte flr PFAS in Trinkwasser sind:

— Perfluoroctansulfonat (PFOS) 0,3 ug/L
— Perfluorhexansulfonat (PFHxS) 0,3 pg/L
— Perfluoroctansaure (PFOA) 0,5 pg/L

In etwa zwei Dritteln aller Trinkwasser des Kantons findet man PFAS (>0.020 pg/l Summenwert
von 20 PFAS).

Die aktuell gultigen PFAS-H6chstwerte geméass Anhang 2 der Trink- und Badewasserverordnung
(817.022.11) werden problemlos eingehalten.

Die Hochstwerte fir PFAS, die vermutlich per 2026 eingefiihrt werden (Summenhdchstwert von 20
PFAS: 0.1 pg/l), werden nach aktuellem Stand ebenfalls von allen Trinkwasserversorgungen ein-
gehalten werden.

4.2. Frage 2: Welche konkreten Massnahmen plant die Regierung, um die Einhaltung des
ab 2026 erwarteten Grenzwerts von 100 ng/l sicherzustellen?

Es sind derzeit keine speziellen Massnahmen geplant. Grund: Das Amt fir Lebensmittelsicherheit
und Veterindrwesen (ALV) hat durch seine Aktivitaten in den letzten drei, vier Jahren schon heute
sichergestellt, dass die zuklinftigen Hochstwerte eingehalten werden. Das ALV hat PFAS im
Trinkwasser aller BL-Gemeinden gemessen und mit Wasserversorgungen, bei denen eher hohe
Werte festgestellt wurden, das Gesprach gesucht und die Wasserversorger auf die Thematik und
ihre diesbezlglichen Pflichten hingewiesen.

Wasserversorgungen sind gemass Lebensmittelrecht verpflichtet, im Rahmen ihrer Selbstkontrolle
kritische Substanzen regelméassig zu Giberwachen. Da das ALV die Selbstkontrolluntersuchungen
fur die Wasserversorgungen plant und durchfiihrt, ist sichergestellt, dass diese Untersuchungen
auch durchgefiihrt werden.
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https://bl-api.webcloud7.ch/politik-und-behorden/direktionen/volkswirtschafts-und-gesundheitsdirektion/lebensmittelsicherheit-und-veterinarwesen/publikationen/kampagnenberichte/alle-kampagnenberichte/kampagnenbericht-2022-pfas-im-trinkwasser.pdf
https://bl-api.webcloud7.ch/politik-und-behorden/direktionen/volkswirtschafts-und-gesundheitsdirektion/lebensmittelsicherheit-und-veterinarwesen/publikationen/kampagnenberichte/alle-kampagnenberichte/kampagnenbericht-2022-pfas-im-trinkwasser.pdf
https://bl-api.webcloud7.ch/politik-und-behorden/direktionen/volkswirtschafts-und-gesundheitsdirektion/lebensmittelsicherheit-und-veterinarwesen/publikationen/kampagnenberichte/alle-kampagnenberichte/kampagnenbericht-2022-pfas-im-trinkwasser.pdf
https://bl-api.webcloud7.ch/politik-und-behorden/direktionen/volkswirtschafts-und-gesundheitsdirektion/lebensmittelsicherheit-und-veterinarwesen/publikationen/kampagnenberichte/alle-kampagnenberichte/kampagnenbericht-2022-pfas-im-trinkwasser.pdf
https://bl-api.webcloud7.ch/politik-und-behorden/direktionen/volkswirtschafts-und-gesundheitsdirektion/lebensmittelsicherheit-und-veterinarwesen/publikationen/kampagnenberichte/alle-kampagnenberichte/2022-studienbericht_ultra-kurzkettige-pfas-in-trinkwasser.pdf
https://bl-api.webcloud7.ch/politik-und-behorden/direktionen/volkswirtschafts-und-gesundheitsdirektion/lebensmittelsicherheit-und-veterinarwesen/publikationen/kampagnenberichte/alle-kampagnenberichte/2022-studienbericht_ultra-kurzkettige-pfas-in-trinkwasser.pdf
https://bl-api.webcloud7.ch/politik-und-behorden/direktionen/volkswirtschafts-und-gesundheitsdirektion/lebensmittelsicherheit-und-veterinarwesen/publikationen/kampagnenberichte/alle-kampagnenberichte/2022-studienbericht_ultra-kurzkettige-pfas-in-trinkwasser.pdf
https://bl-api.webcloud7.ch/politik-und-behorden/direktionen/volkswirtschafts-und-gesundheitsdirektion/lebensmittelsicherheit-und-veterinarwesen/publikationen/kampagnenberichte/alle-kampagnenberichte/2022-studienbericht_ultra-kurzkettige-pfas-in-trinkwasser.pdf
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4.3. Sobald die PFAS-HOchstwerte in Kraft getreten sind, wird das ALV amtliche Kampag-
nen durchfiahren, bei welcher die Probenahme und die Messung vom ALV durchge-
fuhrt wirdFrage 3: Wer Ubernimmt die Kosten fur allféallige Sanierungen oder techni-
sche Massnahmen, falls die Grenzwerte kinftig tberschritten werden?

Im Bereich Trinkwasser werden Aufbereitungsanlagen in der Regel von Wasserversorgungen der
Gemeinden geplant und finanziert. Die Kosten fir Investitionen und fur den laufenden Betrieb sol-
cher Anlagen werden Uber die Wasserpreise durch die Konsumenten riickfinanziert.

Das Amt fir Umweltschutz und Energie (AUE) fuhrt regelmassig im Kanton Grundwasseruntersu-
chungen durch. Werden dabei erhdhte Konzentrationen von PFAS oder anderen Stoffen festge-
stellt, werden Abklarungen zu deren Ursachen durchgefiihrt. Dies beinhaltet u.a. weitergehende
Grundwasseruntersuchungen, Messungen in Oberflachengewdassern, von Abwasser oder die Kon-
trolle von Betrieben. Kann die Ursache eruiert werden, sind die Kosten in der Regel vom Verursa-
cher zu tragen.

5. Andi Trissel: Unzureichende Netzanbindung bei Schnell-Ladestationen?

Im Zusammenhang mit dem Ausbau von Ladeinfrastrukturen fur Elektrofahrzeuge wird eine ver-
lassliche und ausreichende Stromversorgung erwartet. Dem Vernehmen nach wird bei den Fast-
Chargern (2x300 kW) an der Autobahnraststatte Sissach derzeit Strom teilweise mit Dieselgenera-
toren erzeugt, weil keine ausreichende Netzanbindung sichergestellt werden konnte. Da die Ener-
gieversorgung im kantonalen Zustéandigkeitsbereich liegt, stellen sich Fragen zur Umsetzung der
kantonalen Energieziele und zur Glaubwurdigkeit der eingeleiteten Massnahmen.

Beantwortung der Fragen

Die Fragen werden von der Bau- und Umweltschutzdirektion beantwortet.

5.1. Frage 1: Wurden bei den Fast-Chargern in Sissach oder anderswo Dieselgeneratoren
eingesetzt, weil die Netzanbindung fehlte?

Wir nehmen an, es werden die Ladestationen bei den 2 Parkplatzen bzw. Raststatten Sonnenberg
Ost und West angesprochen. Fur diese Park- bzw. Rastplatze ist das ASTRA Zofingen verantwort-
lich. Vom ASTRA Zofingen wurden wir an den Betreiber der Ladestationen, GOFAST , verwiesen.

Von GOFAST haben wir in der zur Verfligung stehenden Zeit keine Antwort erhalten. Gemass An-

gabe auf ihrer Homepage werden an den 2 Platzen Sonnenberg Ost und West je 4 Ladestationen

betrieben; diese werden gemass dortigen Angaben mit 100% Okostrom versorgt.

Es gibt also keine Hinweise darauf, dass die Fast Charger zu irgendeinem Zeitpunkt mit Dieselge-
neratoren betrieben wurden.

5.2. Frage 2: Welche Massnahmen trifft der Regierungsrat, damit Schnell-Ladestationen
kUnftig zuverlassig Uber das Stromnetz versorgt werden?

Der Regierungsrat stuft den Einsatz von Dieselgeneratoren bei Ladestationen energiepolitisch als
nicht sinnvoll ein. Dauerhafte Dieselgeneratoren im Aussenbereich sind grundsatzlich baubewiilli-
gungspflichtig. Der Regierungsrat wirkt in diesem Zusammenhang darauf hin, dass bei Schnell-
Ladestationen keine dauerhaften Dieselgeneratoren installiert werden.

Gemass § 17 des kantonalen Energiegesetzes ist das Erstellen von Elektrizitatserzeugungsanla-
gen mit fossilen Brennstoffen nur zulassig, wenn die im Betrieb entstehende Warme fachgerecht
und vollstéandig genutzt wird. Sprechen triftige Grinde fir die Installation eines dauerhaften Diesel-
generators, ist im Baubewilligungsverfahren die Einhaltung aller umweltrechtlichen Bestimmungen
nachzuweisen (Luftreinhaltung, Gewésserschutz, etc.).
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5.3. Frage 3: Wie beurteilt der Regierungsrat den Einsatz von Dieselgeneratoren bei La-
destationen im Hinblick auf die kantonalen Energieziele?

Siehe Antwort 5.2.

6. Marc Schinzel: Abstimmung Uber den Birsigpark am 18. Mai in Binningen: Wer finan-
ziert die teure Kampagne des Nein-Komitees?

Am 18. Mai stimmt die Gemeinde Binningen tber die Volksinitiative «Ja zum Birsigpark» ab. Die
Diskussionen sind lebhaft. Das Nein-Komitee gibt viel Geld fir seine Kampagne aus. Teure APG-
Standorte werden in der ganzen Gemeinde bespielt. Einzelne Standorte sind sogar ausserhalb des
Kantonsgebiets in der Stadt Basel. Laut einer vom Prasidenten der Zircher Albert Lick-Stiftung an
einer Podiumsdiskussion erteilten Auskunft gibt das Nein-Komitee einen hohen fiinfstelligen Betrag
fur seine massive Kampagne aus.

Die fur einen kommunalen Abstimmungskampf in Binningen beispiellos teure Nein-Kampagne
darfte primar von den Eigentiimern des Spiesshofli-Areals, wo der Birsigpark hinkame, finanziert
werden. Der Boden gehort zu 36.8% der Albert Liick-Stiftung, zu 39.1% der BLT Baselland Trans-
port AG und zu 24.1% dem Kanton Baselland. Knapp zwei Drittel des Bodens stehen somit im
Eigentum von offentlich-rechtlichen Korperschaften, entweder des Kantons BL selbst oder der
BLT, die wiederum zu 43.1% dem Kanton BL, zu 21.8% Baselbieter Gemeinden und zu 16% dem
Bund gehdrt (Rest: BS, SO, Solothurner Gemeinden, 0.8% Private).

Ich bitte die Regierung um Auskunft zu folgenden Fragen, deren Beantwortung im 6ffentlichen In-
teresse liegt, da die an der Nein-Kampagne beteiligten 6ffentlich-rechtlichen Kérperschaften des
Baselbiets nicht nur von Gegnerinnen und Gegnern, sondern auch von Beflrworterinnen und Be-
furwortern des Birsigparks getragen und finanziert werden.

Beantwortung der Fragen
Die Fragen werden von der Bau- und Umweltschutzdirektion beantwortet.

6.1. Frage 1: Wie hoch ist der Gesamtbetrag in Franken, den das Nein-Komitee fir seine
Werbung insgesamt ausgibt (Plakatwerbung, APG-Werbung, Inserate, Flyer)?

Der Kanton ist nicht Teil des Komitees. Dementsprechend kann er betreffend Gesamtaufwand
keine Angaben machen.

6.2. Frage 2: Wie hoch sind die Beitrage des Kantons Baselland und der BLT fiur die mas-
sive Nein-Kampagne?

Gemass der zwischen den Grundeigentimern abgeschlossenen Planungsvereinbarung tbernimmt
der Kanton als Grundeigentimer und damit Projektentwickler, ebenso wie die anderen Grundei-
gentimer, seinen Anteil der Kosten gemass Verteilschliissel. Das Kostendach fiir den Kanton be-
lauft sich auf einen niedrigen funfstelligen Betrag. Im Verhéltnis zu den gesamten bisher aufgelau-
fenen Planungskosten handelt es sich um einen vergleichsweise geringen Betrag.

6.3. Frage 3: Auf welche Rechtsgrundlage stiitzen sich die Beitrage des Kantons und der
BLT an die Nein-Kampagne?

Gemass Finanzhaushaltsgesetz und —verordnung muss der Kanton bei seinen Liegenschaften im
Finanzvermdgen eine marktibliche Rendite erwirtschaften. Dazu miissen die entsprechenden Lie-
genschaften entwickelt werden. Als Grundeigentimer hat der Kanton eine Planungsvereinbarung
mit den weiteren Eigentiimern unterzeichnet, um die Projektentwicklung gemeinsam voranzutrei-
ben. Wie bei anderen Arealentwicklungen ublich, werden die entsprechenden Kosten anteilsméas-
sig nach Landanteil getragen.

LRV 2025/112 6/9



BASEL #%
LANDSCHAFT A

7. Peter Riebli: Agiert der Generalsekretar der KdK ohne offizielles Mandat?

Der Bundesrat hat am Mittwoch 30. April mit vier gegen drei Mitglieder entschieden, das neue EU-
Vertragspaket nur dem fakultativen Referendum zu unterstellen — und damit das Standemehr aus-
zuschliessen.

Wie den Medien entnommen werden konnte, hatte das Aussendepartement bis vor Kurzem vor,
beide Varianten, ein fakultatives Referendum ohne Stdndemehr und ein (freiwilliges) obligatori-
sches Referendum «sui generis» mit Stdandemehr in die Vernehmlassung zu schicken (NZZ vom
22.4.2025). Fur dieses Vorgehen héatte es im Bundesrat einen breiteren Konsens gegeben.

Wie man nun aus gewdhnlich gut unterrichtete Kreisen hdrt, intervenierte die Konferenz der Kan-
tonsregierungen (KdK), respektive ihr Generalsekretér, der an der EU-Kaderschmiede ausgebilde-
te EU-Turbo Roland Mayer bei Bundesrat Cassis. Und dies obwohl sich die Kantone bisher noch
nicht zum Thema geaussert haben (trotz umfangreicher Propaganda fiir die Vertrage aus dem
Generalsekretariat der KdK).

Die Konferenz will bald eine gemeinsame Stellungnahme erarbeiten. Roland Mayer, beflirchtete
offenbar, dass eine Vernehmlassung mit Varianten dazu fiihren kénnte, dass eine Mehrheit der
Kantone sich auf ihre Souveranitat und Rolle im Bundesstaat besinnen und ein Standemehr be-
furworten wirde.

An der Medienkonferenz vom 30. April 2025 bestétigte Cassis, dass «politisch-taktische Uberle-
gungen» eine Rolle gespielt hatten und man die Entscheidung im «Austausch mit den Kantonen»
gefallt habe.

In der vom Regierungsrat beantragten Ablehnung meiner Motion 2024/588 «Zwingend obligatori-
sches Staatsvertragsreferendum bei Abstimmung Uber neuen institutionellen Vertrag mit der EU»
hat sich der Regierungsrat abschliessend wie folgt gedussert: Zur Frage des Referendums haben
sich die Kantone weder in ihrer Standortbestimmung noch in ihrer Stellungnahme zum Verhand-
lungsmandat geaussert. Vor dem Hintergrund der noch offenen Verhandlungsergebnisse sowie
der noch formal ausstehenden Position des Bundes zur Frage der Art des Referendums ist es aus
Sicht des Regierungsrats im heutigen Zeitpunkt zu friih, sich zu Art und Umfang eines Staatsver-
tragsreferendums abschliessend zu positionieren.

Beantwortung der Fragen

Die Fragen werden von der Finanz- und Kirchendirektion (FF) und der Landeskanzlei (MB) beant-
wortet.

7.1. Frage 1: Wurde die Kantonsregierung in der Zwischenzeit vom Bundesrat oder der
KdK betreffend Art und Umfang eines Staatsvertragsreferendums kontaktiert und falls
ja, wie hat sich der Regierungsrat positioniert?

Nein, bislang erfolgte keine diesbeziigliche Kontaktaufnahme.

7.2. Frage 2: Die Kantone sind frei, sich unabhéangig von einer Stellungnahme der KdK fir
ein anderes Vorgehen zu entscheiden. Ist der Regierungsrat bereit, trotz einseitiger In-
formation durch den Bundesrat und dem Generalsekretariat der KdK, im Bedarfsfall
den Aufwand einer vom Bundesrat abweichenden Stellungnahme auf sich zu neh-
men?

Der Regierungsrat wird im Rahmen des ordentlichen Vernehmlassungsprozesses das Verhand-
lungspaket prifen und ist, wie dies immer der Fall ist, auch darauf vorbereitet, eine von der KdK
unabhangige Stellungnahme einzureichen.

7.3. Frage 3: Ist der Regierungsrat auch der Meinung, dass mit den Rahmenvertragen die
Souveranitat der Kantone auf dem Spiel steht — und damit der Foderalismus und des-
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halb das doppelte Mehr den Entscheid starken wirde (wie urspringlich von BR Cassis
auch kommuniziert)?

Die juristische Ausgangslage wird vom Regierungsrat geprift werden, sobald die Unterlagen sowie
die juristische Analyse von Seiten des Bundes vorliegen.

8. Jan Kirchmayr: Smartphone-Verbot an der Volksschule

Der Regierungsrat des Kantons Nidwalden hat am Montag bekannt gegeben, dass er in der Volks-
schule per Richtlinie die Nutzung von privaten Handys, Tablets, Laptops oder &hnlichen Geréaten
wahrend der Unterrichtszeit und in den Pausen auf dem Schulareal verbietet. Der Regierungsrat
des Kantons Nidwalden erhofft sich dadurch weniger Ablenkungen im Unterricht und neue Heraus-
forderungen im sozialen Miteinander der Schiilerinnen und Schilern.

Auch im Kanton Basel-Landschaft haben verschiedene Sekundarschulen bereits ein Smartphone-
Verbot auf dem Schulareal eingefiihrt (z.B. Sekundarschulen Reinach und Laufen) oder es besteht
zumindest ein Smartphone-Verbot in den Schulhdusern.

Beantwortung der Fragen
Die Fragen werden von der Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion beantwortet.

8.1. Frage 1. Welche rechtlichen Hirden bestehen fir die Einfihrung eines Smartphone-
Verbotes an der Volksschule durch den Regierungsrat mittels Weisung oder einer
Richtlinie? Oder anders gefragt: Verfligt der Regierungsrat bereits heute Uber die
rechtlichen Grundlagen, um mittels Weisung oder Richtlinie ein flachendeckendes
Smartphone-Verbot auf der Stufe der Volksschule auszusprechen?

Nein, der Regierungsrat verflgt Uber keine rechtlichen Grundlagen fur ein Handyverbot auf Volks-
schulstufe. Der Erlass von Regeln zur Nutzung von Smartphones in der Schule liegt nach Auffas-
sung des Regierungsrats im teilautonomen Bereich der Schulen.

Gemass dem Bildungsgesetz sind offentlichen Schulen im Kanton Basel-Landschaft teilautonome,
geleitete Organisationen (8 58 Abs. 1 des Bildungsgesetzes [BildG. SGS 640]). Sie gestalten ihre
Aufgabe innerhalb des Schulprogramms und geben sich eine Haus- und Absenzenordnung (8§ 58
Abs. 2 und 3 BildG). Diese wird durch die Schulleitung erlassen (vgl. § 6 Abs. 1 Verordnung tber
den Kindergarten und die Primarschule [SGS 641.11] sowie § 6 Abs. 1 Verordnung Uber die Se-
kundarschule [SGS 642.11)).

Die Regelung ob und wie elektronische Geréte inkl. Smartphones in der Schule genutzt werden
durfen, ist Gegenstand der Hausordnung. Da die zitierte Bildungsgesetzbestimmung die Hausord-
nung explizit als Beispiel fur die Teilautonomie der Schulen nennt, féallt der Erlass von Regelungen
zur Nutzung von Smartphones nach Auffassung der Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion in den
Autonomiebereich der Schulen. Der Regierungsrat hat demnach hier keine Weisungs- oder Richt-
linienkompetenz.

Selbst wenn eine Teilautonomie der Schulen in dieser Frage verneint werden sollte, ist festzustel-
len, dass eine allfallige Weisungskompetenz einerseits der Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion
und nicht dem Regierungsrat obliegen wiirde und ihr anderseits diese nur fur die kantonalen Schu-
len zukommen kann. Bei den kommunalen Schulen wirde diese Weisungskompetenz dem Schul-
rat bzw., wenn sich eine Gemeinde fur das Gemeinderatsmodell entschieden hat, dem Gemeinde-
rat obliegen (vgl. 88 82 Abs. 1 Bst. | sowie 8§ 82] Abs. 1 Bst. d BildG).

8.2. Frage 2: Wie steht der Regierungsrat zu einem flachendeckenden Smartphone-Verbot
an der Volksschule analog Nidwalden??

In der Anfrage wird erwdhnt, dass einige Schulen bereits ein Verbot fir Smartphones auf dem
Schulareal eingefiihrt haben. Tatsachlich haben sich in den letzten Jahren viele Primar- und Se-
kundarschulen intensiv mit dem Thema beschéftigt und eigene Regeln zur Smartphone-Nutzung
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erstellt. Diese Regeln sind an die jeweiligen Bedurfnisse der Schulen angepasst. Die grosse Mehr-
heit der Schulen im Kanton Basel-Landschaft kennt bereits heute Einschrankungen fir die Smart-
phone-Nutzung. Die restlichen Schulen werden vom AVS angehalten, ebenfalls solche Regeln
einzufuhren. Insgesamt zeigt sich, dass eine breite Losung entstanden ist, ohne dass ein allge-
meiner Zwang notig war.

Das Postulat 2024/264 mit dem Titel «Pilotprojekt: Smartphone frei» von Florian Spiegel widmet
sich dieser Thematik. Die Beantwortung und Uberweisung des Postulats an den Landrat erfolgt
noch vor den Sommerferien.

Liestal, 6. Mai 2025

Im Namen des Regierungsrats
Der Prasident:

Isaac Reber

Die Landschreiberin:

Elisabeth Heer Dietrich

LRV 2025/112 9/9


https://baselland.talus.ch/de/dokumente/geschaeft/b074d69b1cb44c3eb540109ca0247dc7-332

	1. Andreas Bammatter: Unterstützungsbeiträge an die Pflege und Betreuung
	Beantwortung der Fragen
	1.1. Frage 1: Wann werden die Gemeinden verbindlich informiert?

	2. Jan Kirchmayr: Wie weiter mit der S-Bahn-Haltstelle Dornach Apfelsee?
	Beantwortung der Fragen
	2.1. Frage 1: Welchen Nutzen sieht der Regierungsrat in der S-Bahn Haltestelle Apfelsee für die Baselbieter Bevölkerung?
	2.2. Frage 2: Die S-Bahn-Haltestelle Dornach Apfelsee soll vor der Realisierung und dem Bezug des Areals Wydeneck (geplant 2030) in Betrieb genommen werden. Mit welchem Fahrgastpotenzial kalkuliert der Regierungsrat für diese S-Bahn-Haltestelle?
	2.3. Frage 3: Welche Informationen hat der Regierungsrat über die Absichten der SBB? Ist die Inbetriebnahme weiterhin für 2030 geplant?

	3. Michel Degen: Abermals Bauarbeiten im Waldenburgertal?
	Beantwortung der Fragen
	3.1. Frage 1: Über welche künftigen baulichen Massnahmen im Waldenburgertal ist die Regierung derzeit informiert?
	3.2. Frage 2: Welche Ursachen liegen diesen neuerlichen Bauarbeiten zugrunde?
	3.3. Frage 3: Warum wurden die nun geplanten Bauarbeiten nicht bereits gemeinsam mit den früheren Projekten koordiniert, um die Belastung für Bevölkerung und Unternehmen zu minimieren?

	4. Stephan Ackermann: PFAS auch in unserem Trinkwasser
	Beantwortung der Fragen
	4.1. Frage 1: Wie viele Trinkwasserfassungen im Kanton Baselland sind aktuell von PFAS-Belastungen, welche über den aktuellen Grenzwerten bzw. über dem ab 2026 erwarteten Grenzwert von 100 ng/l liegen, betroffen, und wie hoch sind die gemessenen Werte...
	4.2. Frage 2: Welche konkreten Massnahmen plant die Regierung, um die Einhaltung des ab 2026 erwarteten Grenzwerts von 100 ng/l sicherzustellen?
	4.3. Sobald die PFAS-Höchstwerte in Kraft getreten sind, wird das ALV amtliche Kampagnen durchführen, bei welcher die Probenahme und die Messung vom ALV durchgeführt wirdFrage 3: Wer übernimmt die Kosten für allfällige Sanierungen oder technische Mass...

	5. Andi Trüssel: Unzureichende Netzanbindung bei Schnell-Ladestationen?
	Im Zusammenhang mit dem Ausbau von Ladeinfrastrukturen für Elektrofahrzeuge wird eine verlässliche und ausreichende Stromversorgung erwartet. Dem Vernehmen nach wird bei den Fast-Chargern (2x300 kW) an der Autobahnraststätte Sissach derzeit Strom teil...
	Beantwortung der Fragen
	5.1. Frage 1: Wurden bei den Fast-Chargern in Sissach oder anderswo Dieselgeneratoren eingesetzt, weil die Netzanbindung fehlte?
	5.2. Frage 2: Welche Massnahmen trifft der Regierungsrat, damit Schnell-Ladestationen künftig zuverlässig über das Stromnetz versorgt werden?
	5.3. Frage 3: Wie beurteilt der Regierungsrat den Einsatz von Dieselgeneratoren bei Ladestationen im Hinblick auf die kantonalen Energieziele?

	6. Marc Schinzel: Abstimmung über den Birsigpark am 18. Mai in Binningen: Wer finanziert die teure Kampagne des Nein-Komitees?
	Beantwortung der Fragen
	6.1. Frage 1: Wie hoch ist der Gesamtbetrag in Franken, den das Nein-Komitee für seine Werbung insgesamt ausgibt (Plakatwerbung, APG-Werbung, Inserate, Flyer)?
	6.2. Frage 2: Wie hoch sind die Beiträge des Kantons Baselland und der BLT für die massive Nein-Kampagne?
	6.3. Frage 3: Auf welche Rechtsgrundlage stützen sich die Beiträge des Kantons und der BLT an die Nein-Kampagne?

	7. Peter Riebli: Agiert der Generalsekretär der KdK ohne offizielles Mandat?
	Beantwortung der Fragen
	7.1. Frage 1: Wurde die Kantonsregierung in der Zwischenzeit vom Bundesrat oder der KdK betreffend Art und Umfang eines Staatsvertragsreferendums kontaktiert und falls ja, wie hat sich der Regierungsrat positioniert?
	7.2. Frage 2: Die Kantone sind frei, sich unabhängig von einer Stellungnahme der KdK für ein anderes Vorgehen zu entscheiden. Ist der Regierungsrat bereit, trotz einseitiger Information durch den Bundesrat und dem Generalsekretariat der KdK, im Bedarf...
	7.3. Frage 3: Ist der Regierungsrat auch der Meinung, dass mit den Rahmenverträgen die Souveränität der Kantone auf dem Spiel steht – und damit der Föderalismus und deshalb das doppelte Mehr den Entscheid stärken würde (wie ursprünglich von BR Cassis ...

	8. Jan Kirchmayr: Smartphone-Verbot an der Volksschule
	Beantwortung der Fragen
	8.1. Frage 1: Welche rechtlichen Hürden bestehen für die Einführung eines Smartphone-Verbotes an der Volksschule durch den Regierungsrat mittels Weisung oder einer Richtlinie? Oder anders gefragt: Verfügt der Regierungsrat bereits heute über die recht...
	8.2. Frage 2: Wie steht der Regierungsrat zu einem flächendeckenden Smartphone-Verbot an der Volksschule analog Nidwalden??


